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AKTUELL 
Stich Bundespräsident 

Bern (spk) Bundesrat Otto Stich 
ist am Mittwoch mit 167 Stimmen 
zum schweizer Bundespräsidenten 
gewählt worden. D e r  Solothurner 
SP-Magistrat, präsidiert damit zum 
zweiten Mal das Siebnerkollegium. 
Die Dornacher Magdalenen-Zunft, 
deren Ehrenbürger Stich ist, stand 
im Bundeshaus Spalier. 

Die Vereinigte Bundesversamm­
lung hat Bundesrat Otto Stich (SP), 
der  dem Finanzdepartement vor­

steht, am Mittwoch zum Bunde­
spräsidenten für 1994 gewählt. Stich 
erhielt bei einem absoluten Mehr 
von 111 Stimmen deren 167. Der Fi­
nanzminister erzielte damit ein klar 
besseres Resultat als im Vorjahr, als 
e r  mit 134 Stimmen zum Vizepräsi­
denten der Eidgenossenschaft ge­
wählt wurde. 

Schweiz auf Sparkurs 
Bern (AP) Der  schweizer Natio­

nalrat ist bei der  Beratung der  zwei 
ersten Departementsbudgets a m  
Mittwoch weitgehend dem vorge­
zeichneten Sparkurs gefolgt. Von 
über 20 Anträgen zum EDA und 
E D I  fand nur jener Gehör, der  sich 
einer Krediterhöhung für das BU-
WAL widersetzte. Sparvorschläge 
zielten vorab auf die Bereiche Um­
welt, Kultur- und Bildungspolitik 
und Entwicklungszusammenarbeit. 

Im Gegensatz zu Bundesrat und 
Finanzkommission entschied die 
Grosse Kammer, für die Öffentlich­
keitsarbeit unid Vollzugshilfen des 
Bundesamtes für Umwelt, Wald 
und Landschaft (BUWAL) im kom­
menden Jahr unverändert 1,7 Mil­
lionen statt der beantragten 3,34 
Millionen Franken bereitzustellen. 

Der Antrag einer Kommissions­
minderheit um Michael Dreher 
(APS/ZH), beim Natur- und Hei­
matschutz statt der geplanten 42 le­
diglich 25 Millionen Franken zu be­
willigen, wurde mit 83 gegen 47 
Stimmen verworfen. Der Kredit 
werde für die gesetzlich vorge­
schriebene Verstärkung des Moor­
schutzes benötigt, sagte Stich. Der 
Bund sei hier zu Abgeltungen ver­
pflichtet. 
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Fürst Hans-Adam II. spricht sich für neue Vision für Europa aus 
Vortrag vor dem Schweizerischen Institut f ü r  Auslandforschung in Zürich - Forderung f ü r  Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts 

(G. M.) - «Wir alle sind Europäer und 
brauchen die europäische Integration, 
damit wir in Frieden und Freiheit leben 
können», erklärte Fürst Hans-Adam II. 
am Dienstag abend in seinem Vortrag 
vor dem Schweizerischen Institut für 
Auslandforschung in Zürich. Doch we­
der das Europa der Vaterländer noch die 
Vereinigten Staaten von Europa sollten 
nach seiner Auffassung das Ziel der In­
tegration sein, sondern: «Was wir brau­
chen, ist eine neue Vision für dieses Eu­
ropa.» 

Fürst Hans-Adam II. sprach zum The­
ma  «Die Kleinstaaten innerhalb und 
ausserhalb der EG» und stellte gleich zu 
Beginn die Frage, ob ein Kleinstaat nun 
besser innerhalb oder ausserhalb der E G  
aufgehoben sei. Die Antwort des Für­
sten fiel pragmatisch aus, indem er  er­
klärte, Kleinstaaten in der  Grösse von 
Luxemburg könnten durch ihre EG-
Mitgliedschaft einen überproportiona­
len Einfluss auf die europaische Politik 
ausüben und bei geschickter Vorgangs­
weise für ihre Bevölkerung sich beson­
dere Vorteile sichern. Die Mitgliedschaft 
von Kleinstaaten in der  Grösse Liech­
tensteins stelle die E G  hingegen vor 
strukturelle Probleme, die e r  im zweiten 
Teil des Referates näher ausführte. 

Die Belastung wäre nach seiner An­
sicht aber auch für unser Land sehr 
gross, insbesondere im Hinblick auf die 
personellen und finanziellen Ressourcen 
des Kleinstaates. Deshalb stellt für den 
Landesfürsten der EWR-Beitritt eine 
Alternative dar: «Das EWR-Abkommen 
ermöglicht unserem Land eine weitge­
hende wirtschaftliche Integration in Eu-

Fürst Hans-Adam II. am Schweizerischen Institut f ü r  Auslandforschung in Zürich: 
«So sehr die uneingeschränkte Freizügigkeit von Waren, Dienstleistungen und Kapi­
tal innerhalb von Europa meiner Ansicht nach richtig ist, so sehr empfinde ich die 
Freizügigkeit der Personen als störend.» 

ropa. Wir sind in Liechtenstein zuver­
sichtlich, dass sowohl die Mitgliedschaft 

im E W R  möglich ist als auch das Offen­
halten de r  Grenzen mit der  Schweiz.» 

Übereinkunft zu gemeinsamer Regierungsbildung 
Verhandlungsdelegationen der FBP und VU veröffentlichten das Protokoll über zwischenparteiliche Besprechungen 

(G. M.) - Verhandlungsdelegationen 
der FBP und der V U  haben sich auf eine 
Vereinbarung geeinigt, die das Verhält­
nis der künftigen Zusammenarbeit in 
der gemeinsam zu bildenden Regierung 
regelt. Die Vereinbarung wird noch den 
Parteitagen beider Parteien als oberste 
Gremien vorgelegt. Die Wahl der neuen 
Regierung ist für den 15. Dezember vor­
gesehen. Das Protokoll der Vereinba­
rung veröffentlichen wir auf Seite 2 der 
heutigen Ausgabe. 

Die Vereinbarung über die gemeinsa­
me Regierungsbildung orientiert sich an 
den Koalitionsvereinbarungen, wie sie 
seit 1970 jeweils zwischen der FBP und 
V U  abgeschlossen wurden. Beide Part­
ner halten sich für die Durchsetzung ih­
rer eigenen Politik offen, weshalb mit 
Ausnahme der Aussenpolitik ein Hin­
weis auf eine gemeinsame Festlegung 
auf ein Regierungsprogramm fehlt. Der 
von der FBP gestellte Regierungschef-
Stellvertreter soll gemäss Vereinbarung 
«in die aussenpolitischen Verhandlungs­
und Entscheidungsprozesse mit einbezo­
gen» werden. 

In der  fünfköpfigen Kollegialregie­
rung stellt die VU den Regierungschef 
und zwei nebenamtliche Regierungsräte, 
die FBP ist mit einem hauptamtlichen 
Regierungsmitglied als Regierungschef-
Stellvertreter sowie einem nebenamtli­
chen Regierungsmitglied vertreten. 
Über  den Beschäftigungsgrad der ne­
benamtlichen Regierungsmitglieder ent­
hält die Vereinbarung keine Hinweise. 
Die Festlegung darüber wird voraus­
sichtlich wiederum dem Landtag über­
tragen, wie das bei der  noch amtieren­
den Regierung der  Fall war. Im Unter­
schied zu früher, als alle nebenamtlichen 
Regierungsmitglieder eine 50-Prozent-
Beschäftigung aufwiesen, führt VU-Re-
gierungsrat Dr. Michael Ritter zwei Res­
sorts und erhielt einen Beschäftigungs­
und Besoldungsgrad von 80 Prozent zu­
gestanden. 

Die Einigung über die zukünftige Res­
sortverteilung hat nach der Vereinba­
rung vor Unterzeichnung des Protokolls 

stattzufinden. Auf Anfrage erklärte 
FBP-Interimspräsident Otmar  Hasler, 
dass die FBP zwar Vorstellungen über 
die Ressortverteilung besitze, doch kön­
ne er  zum gegenwärtigen Zeitpunkt - im 
Stadium der  Verhandlungen keine kon­
kreten Angaben machen. E r  unterstrich 
jedoch die Bereitschaft der  FBP, in der 
kommenden Regierung Mitverantwor­
tung in der  Innen- und Aussenpolitik zu 
tragen. Die FBP werde keine überzoge­
nen Forderungen stellen, sondern die 
Rolle des Minderheitspartners akzeptie­
ren. Dies schliesse aber nicht aus, dass 
auch die Übernahme von «Schlüsselres­
sorts» angestrebt werde. Die von der 
FBP angebotene Übernahme von Ver­
antwortung im innen- und aussenpoliti­
schen Bereich könnte nach seiner An­
sicht mit der  Belegung des Ressorts 
Wirtschaft dokumentiert werden, denn 
dort spielten sowohl die Wirtschaftspoli­
tik im Innern wie die Integrationspolitik 
mit hinein. Beide der nominierten FBP-
Regierungsmitglieder, Thomas Büchel 
als Regierungschef-Stellvertreter wie 
auch Dr. Cornelia Gassner als Regie-
rungsrätin, kommen aus de r  Privatwirt­
schaft und weisen in dieser Beziehung 

Otmar Hasler, FBP-Interimspräsident, 
über die Ressortverteilung in der Regie­
rung: «Die FBP hat sich f ü r  die Übernah­
me von Mitverantwortung in der Innen-
und Aussenpolitik ausgesprochen.» 

einen Vorteil für die Übernahme des 
Wirtschaftsressorts auf. 

Sturmwinde brachten Schnee 
Schneefälle unter 1.000 Metern fürs Wochenende erwartet 

Zürich (AP) Winterliche Sturmwinde 
haben auf Mittwoch bis zu 30 Zentime­
ter Neuschnee ins Alpengebiet getragen. 
Für den Donnerstag sind laut SMA ab 
1.200 Metern Höhe weitere Schneefälle 
zu erwarten. Nach vorübergehender 
Wetterberuhigung stehe dann ein win­
terliches Wochenene mit weiteren grös­
seren Schneefällen auch unter 1.000 Me­
tern bevor. 

A m  meisten Neuschnee brachte die 
starke Auffrischung Elm und de r  Lau-
cherenalp im Lötschental, wo 30 Zenti­
meter gemessen wurden. Malbun und 
Braunwald erhielten immerhin einen 

Wenn der EWR-Vertrag in Kraft ge­
treten ist, erklärte Fürst Hans-Adam II. 
die künftige Integrationspolitik, befinde 
sich Liechtenstein in einer komfortablen 
Situation und könne die weitere En t ­
wicklung der  europäischen Integration 
abwarten. Eine Rolle spielen kann nach 
seiner Auffassung Liechtenstein im Be­
reich des .Selbstbestimmungsrechts, und  
zwar sowohl in Europa als auch im Rah­
men der UNO, wo bekanntlich die In­
itiative des Fürsten für eine Selbstbe­
stimmungskonvention bereits die zu­
ständigen Gremien beschäftigt. 

Für Liechtenstein, betonte Fürst 
Hans-Adam II. bei seinen weiteren Aus­
führungen zur Integration,- spiele die 
weitere Europapolitik de r  Schweiz e ine  
wichtige Rolle. D e r  Schweiz stünden 
derzeit drei Varianten offen: Die E W R -
Mitgliedschaft, die bilateralen Verhand­
lungen mit der E G  und der EG-Beitritt.  

Nach Auffassung des Fürsten befindet 
sich die Schweiz, die ein EG-Beitrittsge­
such gestellt hat, in einer günstigen Ver­
handlungsposition: «Wirtschaftlich dürf­
te die Schweiz der  attraktivste Beitritts­
kandidat sein. Politisch könnte es von 
Vorteil sein, die anderen EFTA-Staaten 
zuerst verhandeln zu lassen.» Die E G -
Mitgliedschaft würde der schweizeri­
schen Wirtschaft nicht nur  die Vorteile 
der Integration bieten, sondern der  
Schweiz auch einen viel grösseren Ein­
fluss auf die Zukunft Europas einräu­
men. 

Mehr über den Vortrag von Fürst 
Hans-Adam II. a u f  Seite 7 der heutigen 
Ausgabe. 

Schweiz revidiert 
Vermögensstrafrecht 

Bern (AP) Computer- und Kreditkar­
tendelikte werden in der  Schweiz umfas­
send unter Strafe gestellt. D e r  Ständerat 
hat am Mittwoch als Zweitrat das Ver­
mögensstrafrecht entsprechend ergänzt 
und zusätzlich zum Nationalrat das Her­
stellen und Einschleusen von Computer­
viren zum Delikt erklärt. 

Die Revision des Vermögensstraf­
rechts ist eine weitere Etappe bei de r  
Anpassung des Strafgesetzbuches an die 
veränderten Verhältnisse. Es  stelle einen 
zentralen Pfeiler im Abwehrdispositiv 
gegen die wachsende Wirtschaftskrimi­
nalität dar, sagte Bundesrat Arnold Kol­
ler und verwies auf die bevorstehende 
Schaffung des neuen Straftatbestandes 
der kriminellen Organisation. Kommis-
sionsreferentin Christine Beerli 
(FDP/BE) unterstrich, die Strafverfol-
gungsbehörden brauchten auf dem 
«Kriegsschauplatz des organisierten 
Verbrechens» effizientere Waffen. 

Viertelmeter. 20 Zentimeter Schneezu­
wachs wurden im Hasliberg, St. Antoni­
en und de r  Schwägalp gemessen. 

Oberhalb von 1.200 Meter wurde bis 
heute ein weiterer Zuwachs von 20 Zen­
timetern erwartet. Nach einer eher ruhi­
gen Phase werde dann aber  voraussicht­
lich das Wochenende wieder recht ergie­
big «einschenken», sagte Keller weiter. 
Mit einer Schneefallgrenze von deutlich 
unter 1.000 Metern seien dann um die 30 
Zentimeter Neuschnee zu erwarten. Das  
stürmische Schneetreiben sollte dann bis 
zum kommenden Montag die Unterlage 
für die Wintersportler weiter verbessern. 


